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Tätigkeitsbericht der Volksanwältin für das Jahr 2013 – Schwerpunkte

Siehe auch www.volksanwaltschaft.bz.it
Die Folgen der Krise 
Die Wirtschaftskrise ist auch in Südtirol deutlich spürbar. Im Berichtsjahr 2013 sind viele Menschen mit Zukunftssorgen und Existenzängsten an die Volksanwaltschaft herangetreten. Im vergangenen Jahr hat die Zahl der ratsuchenden Bürger erneut zugenommen (+4%). Über 3.500 Menschen suchten den Beistand der Volksanwaltschaft. „Das zeigt, dass es die Einrichtung Volksanwaltschaft in wirtschaftlich schwierigen Zeiten, mehr denn je braucht“, erklärt Volgger. 

Der Unmut steigt bei den Abgaben…

Die Beschwerden über Abgaben verzeichneten einen Zuwachs von 24 Prozent, nachdem sie bereits im Vorjahr um 41 Prozent zugenommen hatten. Immer mehr Bürgerinnen und Bürger hinterfragen die Zahlungsaufforderungen zu Immobiliensteuer, Wasser- und Müllgebühren, Energielieferung, Baukostenabgabe und Erschließungsgebühren. Das wirkt sich auch auf das Verhältnis zwischen Bürgern, Verwaltung und Politik aus, wie Burgi Volgger aus der Bearbeitung von zahlreichen Fällen erkennen konnte: „In mehreren Fällen wurde die Ansicht geäußert, dass die Politik und Verwaltung nicht im Interesse der Bürgerinnen und Bürger arbeiten, sondern sich ‚auf Kosten des Einzelnen bereichern‘ wollen.“
…bei den Sozialleistungen 

In diesem Bereich haben die Beschwerden, nach einem Zuwachs von 36 Prozent im Jahr 2012, um weitere 6 Prozent zugenommen. Sie betrafen die finanzielle Sozialhilfe, das Pflegegeld, das Familiengeld, das Wohngeld und die Arbeitslosenunterstützung. „Wenn die finanzielle Unterstützung reduziert oder abgelehnt wurde, kamen die Bürger zu uns und erbaten eine rechtliche Überprüfung“, erklärt Volgger Hauptthema war laut Bericht der Volksanwältin der neue Mietbeitrag. Durch die neuen Kriterien, vor allem durch die einheitliche Einkommens- und Vermögenserhebung (EEVE) erhalten viele Empfänger nur mehr einen Bruchteil des ursprünglichen Betrags. Viele Bürger hätten sich geärgert, dass die Zusammenlegung von Wohngeld und Mietgeld als Vereinfachung dargestellt wurde, schreibt Volgger und meint: „Die notwendigen Kürzungen von öffentlichen Leistungen sollten von den politisch Verantwortlichen in jedem Fall offen und klar mitgeteilt und ausführlich begründet werden, damit sich die Bürgerinnen und Bürger nicht hintergangen fühlen.“ Die Politik sollte sich überlegen, empfiehlt die Volksanwältin, ob sie die Miete auch als Wohnform der Mittelschicht noch unterstützen will. 
Die Sorge um den sicheren Arbeitsplatz ist im Berichtsjahr weiter gestiegen. 2013 haben in Südtirol knapp 5.000 Menschen ihren Arbeitsplatz verloren. Diese Entlassungen wurden größtenteils von Kleinbetrieben, die in Krise geraten sind, vorgenommen. Die Entlassungen in Großbetrieben (Hoppe, Memc, Würth), machen nur einen Bruchteil davon aus. Hauptsächlich Arbeitslose über 50 wandten sich an die Volksanwaltschaft. Sie waren durch eine Entlassung aus ihrer geordneten Lebensbahn gerissen worden und hatten trotz Umschulungen große Schwierigkeiten einen neuen Arbeitsplatz zu finden. 

…bei der Gesundheitsversorgung 

Im Bereich der Gesundheitsversorgung sind die Anliegen und Beschwerden im Berichtsjahr um 29% gestiegen. Das Hauptthema in diesem Jahr war die Ticketbefreiung aus Einkommensgründen: Seit 2013 wird sie nicht mehr gewährt, wenn der entsprechende Code auf der ärztlichen Verschreibung aufscheint. Für die meisten Betroffenen war es nicht nachvollziehbar, dass in Zeiten der allgemeinen Datenvernetzung, wo jede ärztliche Verschreibung per Computer ausgestellt wird, die Angaben der Patientinnen und Patienten und somit auch der Code der Ticketbefreiung nicht automatisch aufscheinen. 

Andere Themen waren die Rückerstattung der Kosten für medizinische Behandlungen im Ausland und die Schwierigkeiten eine Fachvisite vorzumerken. 

…und bei der Raumordnung

Auch im Bereich der Raumordnung sind die Beschwerden wieder um 13% gestiegen. Beinahe noch mehr als die Bürger klagen die Beamten, dass das Landesraumordnungsgesetz trotz Überarbeitung im Aufbau nicht organisch und zu wenig klar sei. Es regelt einerseits zu viele Einzelfälle und lässt andererseits zu viele Interpretationsmöglichkeiten offen. Die Folge davon sind unzufriedene Bürger, die im Bausünder den Schlauen sehen, welcher nachträglich auch noch belohnt wird. 

Die Behörde sucht bei einer unklaren Formulierung der Rechtsnorm oftmals nach der Lösung, die sie am wenigsten dem Risiko eines Gerichtsverfahrens aussetzt, oder nach einer Lösung, die sich zumindest mit Gerichtsurteilen untermauern lässt. Und während sich die Beamtenschaft mit der unsicheren Rechtslage und der Furcht vor Gerichtsverfahren, Prozesskosten und Rechnungshof plagt, fühlen sich die Bürgerinnen und Bürger ungerecht behandelt. 

Rückblick auf zehn Jahre

Volgger hält in ihrem letzten Tätigkeitsbericht auch Rückblich auf ihre zehnjährige Amtszeit und zeichnet dabei ein Bild des Wandels, den das Land und seine Bürgerinnen und Bürger mitgemacht haben. „Die sieben fetten Jahre sind vorbei“, war der Leitspruch des Jahresberichts von 2007, und seitdem ist es nicht besser geworden. In Volggers ersten Amtsjahren gehörten Bürokratie, unverständliche Amtssprache und komplizierte Gesetze noch zu den Hauptthemen der Beschwerden. Seitdem hat sich der Fokus langsam, aber bestimmt auf die wirtschaftliche Situation der Betroffenen verlagert: steigende Lebenshaltungskosten, mehr Arbeitslosigkeit, Sorgen wegen der Pflegekosten für die Eltern, herabgesetzte Sozialleistungen, steigende Steuern und Gebühren: „Die Zahl der Menschen, die sich in unserer Leistungsgesellschaft immer weiter an den Rand gedrückt fühlen, ist in den letzten zehn Jahren stetig angestiegen.“ Wirtschaftliche Not und Zukunftsängste haben auch den sozialen Neid steigen, andererseits aber die Toleranz gegenüber ungerechtfertigten Vorteilen sinken lassen – falsche Angaben zur persönlichen Situation oder zum Einkommen werden nicht mehr als Kavaliersdelikt gesehen. In den ersten Amtsjahren waren viele Sozialleistungen noch ein Plus für die Familien, damit sie ihren Lebensstandard verbessern konnten. Heute sind sie für viele überlebenswichtig und bewahren die Bürgerinnen und Bürger davor in die Armut abzurutschen. 
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3.520 Fälle

Im vergangenen Jahr haben sich 3.520 Personen an die Volksanwaltschaft gewandt, wenn sie ein Problem mit der öffentlichen Verwaltung hatten. Das sind vier Prozent mehr als 2012 (3.397) – eine nicht unbedeutende Steigerung, wenn man bedenkt, dass gleichzeitig auch die Zuständigkeiten der Kinder- und Jugendanwaltschaft und des Landesbeirats für Kommunikation ausgebaut wurden. Wie die scheidende Volksanwältin Burgi Volgger in ihrem Tätigkeitsbericht schreibt, wurden 2013 insgesamt 849 Akten neu angelegt, während 2.671 Fälle informell erledigt werden konnten.

Kontaktaufnahme

In 54 Prozent aller Fälle brachten die Bürgerinnen und Bürger ihre Anliegen telefonisch vor, 31 Prozent bevorzugten den persönlichen Kontakt mit Burgi Volgger und ihrem Team. Die 1.084 persönlichen Vorsprachen zeigen, dass die Sprechstunden gut besucht sind, und dass den Bürgerinnen und Bürgern der persönliche Kontakt wichtig ist. An 136 Halbtagen fanden in regelmäßigen Abständen auch Sprechstunden in den Außenstellen statt: in den Außenstellen Brixen, Bruneck, Meran, Schlanders, Sterzing, Neumarkt, in den ladinischen Tälern und in den Krankenhäusern Bozen, Brixen, Bruneck und Meran. Die Zahl der schriftlichen Beschwerden ist von 12% auf 15% und die Inanspruchnahme der Online-Beschwerde von 56% auf 66% gestiegen. 
Beschwerden nach Bezirken

Von 1000 Einwohnern Südtirols haben sich im Berichtsjahr durchschnittlich 7 Bürgerinnen und Bürger mit einer Beschwerde oder einem Anliegen an die Volksanwaltschaft gewandt. Am häufigsten die Bozner mit 10 und die Eisacktaler mit 9 Bürger je tausend Einwohner, am wenigsten die Unterlandler mit 4 Bürger je 1000 Einwohner. 

Zufriedenheit

84 Prozent der Akten konnten zur Zufriedenheit der beschwerdeführenden Bürgerinnen und Bürger erledigt werden. Dabei handelte die Behörde beim Großteil der Fälle rechtmäßig und korrekt, und die Bürgerinnen und Bürger konnten davon überzeugt werden, in 12 Prozent der Fälle handelte die Verwaltung ursprünglich nicht korrekt, akzeptierte schlussendlich aber den Rechtsstandpunkt der Volksanwaltschaft. 13% der Akten konnten leider nicht zur Zufriedenheit der Bürger erledigt werden, entweder weil die Behörde auf ihrem rechtlich zweifelhaften Standpunkt beharrte (2 %) oder weil die Beschwerdeführer von der Korrektheit des Verwaltungsvorgangs nicht zu überzeugen waren. 3 % der als Akten angelegten Beschwerden wurden zurückgezogen.

Behörden und Verwaltungen

31 Prozent der Fälle betrafen die Gemeindeämter, 19 Prozent die Landesverwaltung, 10 Prozent den Sanitätsbetrieb, 9 Prozent den Staat einschließlich der mittlerweile privatisierten Dienste, 6 Prozent die Justizverwaltung, 5 Prozent das Wohnbauinstitut und ebenso viele die Bezirksgemeinschaften, 2 Prozent die privatisierten Dienste des Landes und der Gemeinden und 2 Prozent andere Verwaltungen. 11 Prozent der Fälle betrafen privatrechtliche Angelegenheiten.

Sachbereiche

Die Beschwerden im Bereich der Sanität haben gegenüber dem Vorjahr um 29 Prozent zugenommen. In der Hauptsache ging es dabei um die Ticketbefreiung, die nicht mehr gewährt wird, wenn der entsprechende Code auf der ärztlichen Verschreibung fehlt. Um 24 Prozent mehr Beschwerden gab es bei den Steuern, wobei vor allem die ständig wechselnden Bestimmungen zur IMU für Ärger sorgten. Ein Zuwachs war auch bei den Bestimmungen zur Urbanistik (13 %) und bei den Beiträgen im Sozialbereich (6 %) zu verzeichnen.

